
    Bescheid  bekommt Gegenwind
          A22-Ausbau | Nach UVP-Ablehnung durch           Ministerium: Bundesverwaltungsgericht muss sich mit fünf Beschwerden auseinandersetzen.

STOCKERAU | Am Dienstag ende-
te die Frist, um gegen den Fest-
stellungsbescheid des Umwelt-
ministeriums Beschwerde einzu-
legen. Wie berichtet, hatte das
Ministerium gegen eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung
(UVP) im Zuge des A22-Ausbaus
auf sechs Spuren im Bereich von
Stockerau entschieden. Neben
der Stadt Stockerau, der NÖ Um-
weltanwaltschaft, Dietmar und
Lisa Pfeiler sowie der Umweltor-
ganisation „Alliance for Nature“
reichte auch die Bürgerinitiative
„Tunnel und Grüner Übergang“
– per Definition über zwölf Sto-
ckerauer „Nachbarn“ – Be-
schwerde beim Bundesverwal-
tungsgericht ein.

„Wir brauchen den besten
Schutz für Stockerau und unse-
ren Lebensraum“, hofft ÖVP-
Bürgermeisterin Andrea
Völkl auf ein Umden-
ken. Umweltstadtrat
Dietmar Pfeiler
(Grüne) lebt 500
Meter von der
Autobahn ent-
fernt. „Ich bin
seit 50 Jahren
von der Auto-
bahn betroffen
und werde es die
nächsten 40 Jahre
sein“, begründet er, warum
er als Privatperson Geld in die
Hand nimmt, um den Feststel-
lungsbescheid gemeinsam mit
dem bekannten Umweltanwalt
Wolfgang List zu bekämpfen.
„Die Chance wollte ich mir
nicht entgehen lassen“, sagt
Pfeiler, „immerhin wird die Ent-
scheidung mein restliches Le-
ben umfassend beeinflussen.“

Da die Bürgerinitiative selbst
keine Parteienstellung hat, hat
sie über zwölf Anrainer Be-
schwerde eingebracht. Initiati-
ve-Sprecher Josef Lehner be-
mängelt vor allem den Stand-
punkt des Ministeriums, dass es
sich bei dem an die Autobahn
angrenzenden Schutzgebiet um
einen ohnehin schon belasteten

Lebensraum handle. Konkret
heißt es im Bescheid im Bezug
auf die Habitate: „Diese befin-
den sich jedoch unmittelbar di-
rekt neben der bestehenden Au-
tobahn und weisen geringe Ha-
bitatqualitäten aus ...“

Unverständlich ist für Lehner
die Nichtberücksichtung der be-
reits bestehenden Belastung
durch den Autoverkehr im Mi-
nisteriumsbescheid: „Es geht
nur um die Mehrbelastung, die
der Ausbau verursachen würde,
und nicht um den Schaden, der
bereits besteht“, schüttelt er den
Kopf. Daraus ergebe sich das
Problem, dass auch die Schutz-
maßnahmen nur auf die zusätz-
liche Belastung ausgerichtet sei-
en. Nicht nachvollziehbar sind
für ihn auch die Berechnungs-
grundlagen, die aus der Sicht
der Initiative viel zu gering an-
genommen wurden. „Die Ver-

kehrsprognosen sind un-
plausibel und unrich-

tig, das ist belegt“,
untermauert Leh-
ner, zumal Lang-
zeitprognosen
für den Bereich
Korneuburg/
Langenzersdorf

eine viel stärke
Verkehrsentwick-

lung voraussagen
würden. „Gibt es in

Spillern einen Graben, in
den die Autos fallen?“, fragt
Lehner.

Speziell mit der Frage nach
den Auswirkungen eines Aus-
baus auf die Schutzgebiete be-
schäftigt sich die Umweltorgani-
sation „Alliance for Nature“
(AFN). „Für uns als Landschafts-
schutzorganisation ist es völlig
unverständlich, dass eine Um-
weltministerin einen Feststel-
lungsbescheid zugunsten eines
Autobahn-Ausbaus erstellt, der
ein österreichisches Natur-
schutzgebiet, ein Landschafts-
schutzgebiet und ein Europa-
schutzgebiet beeinträchtig bzw.
schmälert“, begründet AFN-Ge-
neralsekretär Christian Schuh-
böck die Beschwerde.

Von Veronika Löwenstein

Die Bürgerinitiative „Tun-
nel und Grüner Übergang“
fordert eine Grünbrücke
über die A22. Eine solche
haben die Stockerauer Grü-
nen schon im Gemeinde-
ratswahlkampf im Jahr
2010 in einem Cartoon the-
matisiert.
Foto: Grüne Stockerau

AUS DER STADT

Impfstraße: Termin ist fix
STOCKERAU | Dass es in Stocke-
rau an einem Tag eine Impf-
möglichkeit (Impfstraße) geben
wird, stand bereits fest. Nun gibt
es aber auch einen konkreten
Termin: Am Samstag, 20. März,
von 9 bis 18 Uhr können sich
über 80-Jährige in der Milleni-
umshalle impfen lassen. Zum
Einsatz kommt der Impfstoff
von Moderna.
„Die Impfstoffe sind gesichert
und verfügbar“, freut sich ÖVP-
Bürgermeisterin Andrea Völkl
über das Service. Stadtarzt Amir
Baradar hätte bereits alle Vorbe-
reitungen für die Impfmöglich-
keit getroffen, um auch die Pri-
vatsphäre in der Milleniumshal-
le zu gewährleisten, wo parallel
die Teststraße weiterläuft. „Ich
freue mich, dass wir dieses An-
gebot anbieten können, gerade
jetzt, wo die Zahlen wieder stei-
gen“, betont die Stadtchefin.

Die Anmeldung für die Impf-
möglichkeit am 20. März erfolgt
wie bisher über Notruf NÖ. Die-
sen Mittwoch sollen die nächs-
ten Termine für diese Alters-
gruppe und diesen Termin frei-
geschaltet werden. Das Service
richtet sich nicht nur an Stocke-
rauer, sondern auch an alle über
80-jährigen Bürger aus der Um-
gebung. -vl-

Ab Mittwoch kann man sich über
Notruf NÖ anmelden.
Foto: Shutterstock/Rido
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